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l. Angaben zum Ursprungsplan

Nach umfangreichen und griindlichen Planungsarbeiten, der Aufstellungsbeschluss wurde
bereits am 19.09.1995 gefasst, wurde der Bebauungsplan Nr. 05.M1.82 "EVERSHAGEN-
SUD" am 12.07.2000 von der Biirgerschaft aufgrund des § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 8. Dezember 1986 (BGBI. | S. 2253), zuletzt
geandert durch Artikel 2 Abs. 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 1997 (BGBI. | S. 3108),
sowie nach § 86 der Landesbauordnung (LBauO M-V) vom 06. Mai 1998 (GVOBI. M-V S.
468, 612) als Satzung beschlossen und die Begrindung zum Bebauungsplan gebilligt.

Die Genehmigung des Bebauungsplans wurde mit Erlass des Ministeriums fir Arbeit und
Bau Mecklenburg-Vorpommern vom 31.08.2000, Az: VIII 230e-512.113-03.000 (05.M1.82)
erteilt.

Nach Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung des Bebauungsplanes ist die
Satzung (ber den Bebauungsplan Nr. 05.MI1.82 "EVERSHAGEN-SUD" mit Ablauf des 04.
Oktober 2000 in Kraft getreten.

Il. Ziel und Zweck der 1. Anderung des Bebauungsplans

Im Zuge der Umsetzung der Planung haben sich in Teilbereichen einige Festsetzungen als
nicht einfach umsetzbar erwiesen.

Ebenso wurden bei der ingenieurtechnischen Ausfihrungsplanung hinsichtlich der Regen-
wasserableitung andere als urspriinglich angenommene Losungen als zweckmé&l3ig heraus-
gearbeitet.

Die bislang festgesetzte Ausstattung mit Einrichtungen des Gemeinbedarfs, der Umfang der
bisherigen Kerngebiete, in geringem Male die Ausdehnung der Verkehrsflachen, das
Bereitstellen von Flachen fur Dauerkleingarten und die Bindung von einigen Flachen fur die
Errichtung von Wohngeb&uden, die mit den Mitteln des sozialen Wohnungsbaus geférdert
werden konnten, haben sich als nicht mehr bedarfsgerecht herausgestellt.

Ebenso haben sich einige der urspringlich festgesetzten Baugrenzen und Regelungen zur
Anordnung von Stellplatzen als hinderlich bei der Umsetzung der Planung erwiesen.

In einem kleinen Bereich (Nordwesten) wurde der Bebauungsplan der zwischenzeitlich ver-
anderten und nun klar erkennbaren Bestandssituation angepasst.

Veranderungen im festsetzungsrelevanten Bestand (Grof3griin) geben Anlass, nicht mehr
begriindete Festsetzungen aufzuheben.

Die zwischenzeitliche Beseitigung aller Altlasten auf Flachen, die fur eine bauliche Nutzung
vorgesehen sind und die Aufhebung aller damit im Zusammenhang stehenden Grundwas-
sermessstellen fuhrten zu einem allgemeinen Aktualitatsdefizit des Plans, das im Einzelfall
zu Schwierigkeiten bei der Beurteilung von Vorhaben fihren kann und nicht mehr praxiskon-
form ist.

Ebenso waren Anderungen in der Gesetzgebung Motiv, entsprechende Aktualisierungen in
den Unterlagen zum Bebauungsplan vorzunehmen.

Ohne die Grundkonzeption der urspringlichen Planung zu andern, werden mit der vorlie-
genden 1. Anderung einzelne Festsetzungen, Kennzeichnungen, sonstige Darstellungen
und Hinweise des urspriinglichen Bebauungsplans aktualisiert und den zwischenzeitlich ein-
getretenen Bedingungen angepasst.

Unter Wahrung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse
und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevolkerung, werden insbesondere die Rahmen-
bedingungen des Bebauungsplans fur die Deckung der Wohnbedirfnisse und die Eigen-
tumsbildung weiter Kreise der Bevdlkerung insbesondere durch die Foérderung kostenspa-
renden Bauens verbessert und den sich nun teilweise klarer darstellenden Anforderungen
angepasst.



lll.  Rechtsgrundlagen und Verfahren

Die 1. Anderung beriihrt die Grundkonzeption der Planung nicht.

Fur einzelne Flachen wurden allerdings Anderungen vorgenommen, die in die Art und das
Mal der baulichen Nutzung, die Bauweise und die Zweckbestimmung eingreifen.

Von der frihzeitigen Unterrichtung und Erdrterung nach § 3 Abs. 1 BauGB wurde abgese-
hen, weil sich die 1. Anderung sowohl auf das Plangebiet als auch die Nachbargebiete nicht
oder nur unwesentlich auswirkt (8 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB).

Zur Beteiligung der Birger wurde vom 10.06.2003 bis zum 11.07.2003 nach 8 3 Abs. 2
BauGB eine offentliche Auslegung des Entwurfs der 1. Anderung vorgenommen. Die ortsiib-
liche Bekanntmachung erfolgte im Stadtischen Anzeiger am 28.05.2003. Die von der 1. An-
derung berlUhrten Trager offentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 06.06.2003 gleich-
zeitig nach § 4 BauGB zur Stellungnahme aufgefordert.

Nach der 6ffentlichen Auslegung wurden an dem Entwurf zur 1. Anderung des Bebauungs-
plans noch geringfugige Anderungen vorgenommen. Die Anderung zur Wirksamkeit der
Textfestsetzung 9.2 auch im MI1 ist redaktioneller Natur, da die Nutzungsschablone die
Festsetzung zwar enthielt, im Textteil B aber noch nicht aufgefihrt war. Die Ausdehnung der
Baugrenzen im 0stlichen WA 4 erfolgte auf Anregung des Betroffenen und wirkt sich nicht
negativ auf andere aus. Zur neu aufgenommenen Wirksamkeit der Textfestsetzung 9.2 in
den WA 5 wurde den Betroffenen (WIRO, TLG) entsprechend § 3 Abs. 3 Satz 3i.V.m. § 13
Nr. 2 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. lhre Zustimmungen liegen vor. Fir
Teilflachen ist die Hansestadt Rostock Eigentiimer und Betroffene.

Nach Durchfiihrung des Anderungsverfahrens wird die 1. Anderung des Bebauungsplans
Nr. 05.MI1.82 "EVERSHAGEN-SUD", aufgrund des § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1997 (BGBI. | S. 2141, 1998 | S. 137), gean-
dert durch Artikel 12 des Gesetzes vom 27. Juli 2001 (BGBI. | S. 1950, 2013), sowie nach
§ 86 der Landesbauordnung (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom
06. Mai 1998 (GVOBI. M-V S. 468, 612), zuletzt geédndert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
09. August 2002 (GVOBI. M-V S. 531), durch die Blrgerschaft als Satzung, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), beschlossen. Zur Genehmigung wird die
Satzung dem Ministerium fur Arbeit, Bau und Landesentwicklung Mecklenburg-Vorpommern
vorgelegt.

Mit der ortstiblichen Bekanntmachung der Erteilung der Genehmigung erlangt die Satzung
uber die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 05.M1.82 "EVERSHAGEN-SUD" Rechtskraft.

IV.  Verhéltnis zur Umweltvertraglichkeitsprifung

Dieses Stadtebauprojekt flr sonstige bauliche Anlagen verandert einzelne Festsetzungen
zur baulichen und sonstigen Nutzung von Flachen in einem Umfang von etwa 36.710 mz2.
Flachen flr eine verbleibende oder neue bauliche Nutzung sind daran mit 19.630 m2 betei-
ligt. Insgesamt werden etwa 1.930 m2 weniger fir eine bauliche, verkehrliche und technische
Nutzung vorgesehen und die Grun- und Mal3nahmenflachen im gleichen Umfang erweitert.
Verbunden mit diesen Anderungen wurde auch das MaR der baulichen Nutzung durchweg
reduziert. Anstelle von Kern- und Gewerbegebieten (GRZ 0,8) wurden Mischgebiete (GRZ
0,6) und anstelle von Mischgebieten und Einrichtungen des Gemeinbedarfs (GRZ 0,6) all-
gemeine Wohngebiete (WA2 -GRZ 0,3 und WA5 -GRZ 0,4) festgesetzt. Damit wurde die zu-
lassige Versiegelung von Flachen mit all ihren negativen Auswirkungen um ca. 2.700 m2 ver-
ringert. Auf weiten Teilen erfolgt mit den Anderungen zum MaR der baulichen Nutzung von
WADS bzw. WAS5a zu WA2 eine weitere Reduzierung der zulédssigen Versiegelung.

Die generelle Zulassigkeit von baulich gepragten Vorhaben (Baugebiete, Verkehrsflachen
und Versorgungsflachen) wurde nur auf Flachen von etwa 1.660 m2 neu begrindet und im
Gegenzug auf 3.590 m? ausgeschlossen.

Wohnbauflachen werden im Umfang von etwa 480 m2 zu Lasten von bisherigen Grinflachen
festgesetzt.

Etwa 600 m?2 bisheriger Grunflache und etwa 400 m2 bisherige MalRnahmeflachen werden
als Regenruckhaltebecken und etwa 180 m? als Verkehrsflache festgesetzt.
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Die Anderungen der Art der baulichen Nutzung (auch die Flachen fur die Regenwasserriick-
haltung) erstrecken sich auf Flachen mit einer zuldassigen Grundflache im Sinne des § 19
Abs. 2 BauNVO von etwa 8.085 m2 und erreichen den Prifwert flr eine allgemeine Vorpri-
fung des Einzelfalls von 20.000 m? zulassige Grundflache nach Nr. 18.8 Anlage 1 ,UVP-
pflichtige Vorhaben” des Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung nicht.

Die Planéanderung ist nach 8 3 e UVPG nicht UVP-pflichtig.

V. Lage und Umfang der Anderungsbereiche

Anderungen von Festsetzungen der Grundnutzung von Flachen (Art der baulichen Nutzung,
Flachen fir Regenwasserriickhaltung, Verkehrsflachen, Griunflachen und Malnahmenfla-
chen) wurden in 6 Bereichen vorgenommen, die sich Uber den gesamten Geltungsbereich
des Ursprungsplans verteilen.

Im zentralen Bereich sechs Einzelflachen mit zusammen etwa 10.590 m2, im Nordwesten
Flachen von etwa 350 m2, im Nordosten eine Flache von etwa 2.150 m2, im Osten ein
Bereich von etwa 10.030 m2 mit drei Teilflachen, im Sitden ein Bereich mit vier Teilflachen
von etwa 13.090 m2 und im Sudwesten Flachen von etwa 500 m2.

Die Darstellung dieser Anderungen erfolgt durch Verwendung der flachenhaften farbigen
Planzeichen mit den Uberlagernden linienartigen Planzeichen der Verordnung Uber die
Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung
1990 -PlanzV 90-) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 | S. 58).

Daneben werden einige einzelne Festsetzungen geandert, erganzt und aufgehoben, die le-
diglich Gberlagernden Charakter haben und nicht zur Anderung der Grundnutzung von FI&-
chen fuhren.

Diese werden durch entsprechende farbliche Kennzeichnung auf dem ansonsten schwarz-
weild gehaltenen Ursprungsplan deutlich gemacht.

Mit den zu @ndernden flachenhaften und Uberlagernden Festsetzungen im Zusammenhang
stehende und eigenstandige textliche Festsetzungen, redaktionelle Korrekturen sowie Hin-
weise werden im Teil B Text der 1. Anderung durch entsprechende Anderungsbefehle korri-
giert.

Von den flachenhaften Anderungen werden folgende derzeitige Flurstiicke bzw. Teile von
Flurstiicken (Stand 27.06.2003) erfasst:

Gemarkung Evershagen, Flur 2, Flurstiicke 18/257, 24/36, 24/102, 24/106, 24/133 und
24/142 sowie Gemarkung Schutow, Flur 1, Flursticke bzw. Teile von Flursticken 3/74, 3/78,
3/97, 3/116, 3/118, 3/212, 3/213, 3/214, 3/215, 3/225, 3/334, 3/236, 54/102, 54/194, 54/236,
54/237, 541243, 54/248, 54/253, 54/254, 54/340, 54/341, 54/342, 54/364 und 54/365,



VI.

Planungsinhalte, einzelne Gegenstande der Anderung

Anderungen der Art der Nutzung (in flichenhafter farbiger Darstellung)

1.

Im zentralen Bereich waren urspringlich zwei Flachen des Gemeinbedarfs, sozialen
Zwecken dienende Gebaude und Einrichtungen, mit einer Gesamtflaiche von etwa
4.960 m? festgesetzt. Dies waren Flachen fir eine Jugendfreizeitstatte und fur einen
Kindergarten/Kindertagesstatte.

Da fur die Jugendfreizeitstatte keinerlei Umsetzungsmaoglichkeiten erkennbar sind, in der
Umgebung durch Umnutzung bestehender Gebaude andere Moglichkeiten bestehen und
nach wie vor ein groRRer Bedarf an Wohnbauland in Evershagen-Sid festzustellen ist,
wurde die Festsetzung aufgehoben.

Die weiterhin fiir notwendig erachtete Flache fir einen Kindergarten/Kindertagesstétte
wurde nun in gréRerer Nahe zum zentralen Bereich auf der bislang fur das Jugendfrei-
zeitzentrum vorgesehenen Flache festgesetzt.

Die bislang fur die Kindereinrichtung festgesetzte Flache (2.190 m?) wurde nun als allge-
meines Wohngebiet WA 2 festgesetzt.

Bislang als Kerngebiet festgesetzte Flachen (1.410 m?2) werden nun als Mischgebiet fest-
gesetzt. Der Umfang der bislang fur die Unterbringung von Handelsbetrieben sowie der
zentralen Einrichtungen der Wirtschaft, der Verwaltung und der Kultur festgesetzten
Flachen hat sich als nicht bedarfsgerecht herausgestellt.

Mischgebiete, die dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das
Wohnen nicht wesentlich stéren etwa gleichermal3en dienen, stellen sich derzeit als
bedarfsgerechte Festsetzung dar.

Das trifft auch auf die nérdliche Teilflache mit etwa 2.060 m? zu. Dabei wurde entspre-
chend des gestiegenen Schutzanspruchs die Festsetzung von Flachen fir besondere
Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundesimmissionsschutzgesetzes ausgedehnt. Im Mischgebiet gelten gegenlber
dem Kerngebiet um 5 dB(A) niedrigere schalltechnische Orientierungswerte nach der DIN
18005.

Diese beiden, anstelle von bisherigen Kerngebieten, festgesetzten Mischgebiete erfahren
zur Sicherung der urspriinglich beabsichtigten Héhenentwicklung eine Differenzierung zu
den bislang festgesetzten Mischgebieten. Fir diese MI1 wurde eine Mindesttraufhthe
von 5.0 m festgesetzt, wie sie bislang auch im Kerngebiet festgesetzt war.

Das bhislang im 6stlichen zentralen Bereich festgesetzte Mischgebiet (2.840 m2) wurde
nunmehr als allgemeines Wohngebiet (WA 5) festgesetzt.

Einerseits kann damit dem grof3en Bedarf an Wohnbauland entsprochen werden und an-
dererseits wird der notwendigen Versorgungs- und Dienstleistungsfunktion im zentralen
Bereich noch ausreichend entsprochen.

In der stdostlichen Teilflache des zentralen Bereichs (440 m2) wurde eine bislang durch
Geh- und Fahrrechte, bedarfsweise auch Leitungsrechte, gesicherte Durchwegung von
Wohngebietsflachen nun konsequent als Grinflache in Anbindung an bereits vorhandene
Griunflachen festgesetzt und das Grinsystem funktionell gestarkt.

Die nordwestlichen Anderungsflachen mit etwa 350 m2 sehen die Erweiterung des (in der
tatsadchlichen Nutzung vorhandenen) Wohnbaulandes WAL um etwa 200 m2 und die ent-
sprechende Anpassung und Lageverschiebung von verschiedenen Flachen vor. Dabei
werden die Griunflachen um etwa 110 mz2, die Verkehrsflachen um etwa 70 m2 und die
Gemeinbedarfsflachen um etwa 20 m2 reduziert. Die Festsetzungen der 1. Anderung des
Bebauungsplans folgen damit der im Innenbereich (8 34 BauGB) unabhangig von der
Planung eingetretenen und nun klar erkennbaren Bestandssituation
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3. Innerhalb der nordéstlichen Anderungsflache (2.150 m2) wurde zu Lasten des bisherigen
eingeschrénkten Gewerbegebiets (GEF) und in ganz geringem MaRe der angrenzenden
urspringlich festgesetzten offentlichen Grinflache -Parkanlage- eine Flache fur Versor-
gungsanlagen, fir die Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung sowie fir Ablagerun-
gen, Zweckbestimmung: Regenrickhaltebecken, festgesetzt.

Dabei wird die {iberbaubare Grundstiicksflache des GEF wesentlich eingeschrankt.

In der ingenieurtechnischen Ausfiihrungsplanung hatte sich gegeniiber den bisherigen
Annahmen dieses zweite Regenrtckhaltebecken als sinnvoll und notwendig herausge-
stellt. Auch hier tritt in der Folge der Anderung eine Reduzierung von bislang moglichen
Versiegelungen ein. Bisherige Gewerbegebietsflachen mit einer GRZ von 0,8 werden
zugunsten eines naturnahen Regenrickhaltebeckens reduziert.

4. Der 0Ostliche Anderungsbereich mit einer GroRe von etwa 10.030 m? erfahrt wesentliche
Anderungen. Auch hier hat sich im Zuge der ingenieurtechnischen Ausfiihrungsplanung
eine Konkretisierung des Standortes des Regenrtickhaltebeckens ergeben.

Mit der 1. Anderung des Bebauungsplans wurde die Planung den technischen Anforde-
rungen angepasst.

Mit der Verlagerung des Regenriickhaltebeckens nach Norden wurden ca. 3.080 m2 neu
den Flachen fur MaRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft zugeordnet. Etwa 400 m2 MalRnahmeflache wurden reduziert.

In der Folge wurden die bislang Uberbaubaren Flachen des GE1 (ca. 3.000 m?) als
Regenriuckhaltebecken festgesetzt.

Der westliche Teil dieser Anderungsflaiche (4.070 m2), der bisher als Gewerbegebiet
festgesetzt war, wurde nun dem dort angrenzenden Mischgebiet zugeordnet.

Damit wird, durch die Neustrukturierung der Flachen ausgeldst, eine Mischgebietsnut-
zung auf einer relativ groRen kompakten Flache angestrebt.

Dieses neue Mischgebiet befindet sich auf Flachen, die trotz der bereits errichteten Larm-
schutzanlagen einer Schallimmissionsbelastung von der Stadtautobahn (B 103) ausge-
setzt sind.

Es werden Belastungen erreicht, die dem Larmpegelbereich Il der DIN 4109 (Schall-
schutz im Hochbau) entsprechen.

Daher wurde die textliche Festsetzung 14.3, Schallschutz an den Gebauden:

.innerhalb der gekennzeichneten Flachen sind bei Geb&uden, die Uberwiegend dem
Wohnen dienen, gemald den Anforderungen der DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau"
Baustoffe und Bauteile zu verwenden, die ein Schallddmmmal von R’y s = 35 errei-
chen.”, auch auf diese Flache ausgedehnt.

In der Planzeichnung wurde das Mischgebiet daher auch als Flache fur besondere Anla-
gen und Vorkehrungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des
Bundesimmissionsschutzgesetzes festgesetzt.

Damit wird ein vergleichbarer passiver Schutz vor negativen Auswirkungen aus dem Ver-
kehr wie in den benachbarten Mischgebieten des Ursprungsplans erreicht.

5. Im Suden, auf der nordlichen Teilflache mit etwa 8.460 m? Flache, werden die bisherigen
Festsetzungen Dauerkleingarten und Flachen fur die Kleintierhaltung aufgegeben. Davon
ist auch eine kleine Flache westlich des verkehrsberuhigten Bereichs betroffen, die fir
die notwendigen Stellplatze dieser Grinflachen vorgesehen war.

Fur eine Aufrechterhaltung der Festsetzungen Dauerkleingdrten und Flachen fur die
Kleintierhaltung ist derzeit kein entsprechender Bedarf mehr zu erkennen.

Mit der Anderung werden diese bisherigen privaten Griinflachen im Umfang von etwa
1.900 m2 der offentlichen Griunflache Zweckbestimmung -Parkanlage- zugeordnet. Er-
ganzend zu den angrenzenden Wohngebieten werden weitere Flachen der bisherigen
Dauerkleingarten (6.560 m?) als private Grunflache -Hausgarten- festgesetzt.

Damit wird einerseits die Wohnqualitat der angrenzenden Wohngebiete aufgewertet und
andererseits ein weiterer Beitrag zur Entwicklung von Natur und Landschaft und der Ent-
wicklung des Erholungspotentials geleistet.
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Im sidlichen Teilbereich wurde im Umfang von etwa 4.630 m? eine bislang private Grin-
flache Zweckbestimmung -Parkanlage- in eine 6ffentliche Grunflache Zweckbestimmung
-Parkanlage- umgewandelt.

Mit dieser Anderung werden keine privaten Rechte eingeschrankt.

Die Ausdehnung der bereits angrenzenden offentlichen Griunflache Zweckbestimmung
-Parkanlage- wurde vergréRert und eine grof3ziigigere Gestaltung mit entsprechendem
Erholungswert ermdglicht. Auch die Moéglichkeiten der Einflussnahme auf die Sicherung
und Entwicklung der fur das Stadtklima bedeutenden Kaltluftschneise und die angestreb-
te zeitnahe Beseitigung der hier bestehenden baulichen Anlagen (Ruinen einer alten
Gartnerei) werden verbessert. Somit werden auch die Belange des Naturschutzes und
der Entwicklung des Naturhaushaltes besser gewahrt.

6. Der siidwestliche Anderungsbereich sieht auf einer Flache von etwa 400 m2 die Festset-

zung als allgemeines Wohngebiet (WAD5) statt der bisherigen Festsetzung als Griinflache
vor.
Diese Ausdehnung dient der besseren Befriedigung der starken Nachfrage nach Wohn-
bauland im Bereich Evershagen und ist hinsichtlich der Freihaltung der o.g. Kaltluft-
schneise vertretbar. In diesem Zusammenhang und zur besseren Nutzung des westlich
angrenzenden unverdnderten WA3-Gebiets wurde der Verkehrsberuhigte Bereich zur Er-
schlieRung dieser Flachen um etwa 100 m2 ausgedehnt.

Anderungen des MaRes der baulichen Nutzung, der Bauweise sowie sonstiger Bin-
dungen, lediglich tiberlagernde Festsetzungen in linienartiger oder sonstiger farbiger Darstellung

Insbesondere im westlichen Teil des Bebauungsplangebiets haben sich im Zuge der
Umsetzung der Planung Winsche aus der Bevdlkerung zur Modifizierung einzelner
Festsetzungen zur Zahl der Vollgeschosse, Bauweise, zur Gebaudeform und zur Grol3e
der Baugrundstiicke ergeben.

Diesem zwischenzeitlich konkretisierten aktuellen Bedarf folgend, sind einige Bauge-
bietskategorien der allgemeinen Wohngebiete geandert worden.

Hier sollen nun Uberwiegend Einzel, Doppel- und Reihenhduser errichtet werden kon-
nen.

Diese Anderungen sind durch die entsprechenden Korrekturen der Baugrenzen (Bau-
fenster) erganzt worden.

Die diesbezlglichen Anderungen im ausgeweiteten WA5 am zentralen Griinzug werden
mit einer Anpassung der Bereiche ohne Aus- und Einfahrt verbunden.

Unabhingig davon wurden in weiteren Baugebieten geringfiigige Anderungen der Bau-
grenzen vorgenommen, um eine bessere Grundstiicksausnutzung und Parzellierung zu
ermdglichen. Bei der Umsetzung der Planung haben sich hier geringe Anderungsbegeh-
ren ergeben, die sich in keiner Weise gegen das stadtebauliche Grundkonzept wenden.

Erganzend zum offentlich ausgelegten Entwurf erfolgte dies auch im dstlichen WA4 auf
Anregung der Betroffenen.

Aus gleichen Griinden werden die bislang festgesetzten Stellplatzbereiche aufgehoben.
Die konkreten Nutzungsvorstellungen der Bauherren sehen in Weiterentwicklung des
stadtebaulichen Konzeptes Ldsungen vor, die eine andere als die bisher festgesetzte
Anordnung der Stellpléatze erfordern.

Die stadtebaulich raumliche Grundkonzeption wird durch diese neuen Festsetzungen
nicht berthrt.

Mit der Aufgabe der Wohngebietskategorie WA5a wurde die Bindung an die Errichtung
von Wohngebduden, die mit Mitteln des sozialen Wohnungsbaus (nunmehr ,...der
sozialen Wohnraumférderung...”) gefordert werden kénnten, aufgehoben.

Wohnungen dieses Standards sind in der naheren Umgebung des Bebauungsplange-
biets in ausreichender Zahl vorhanden.

Zur Sicherung der Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevélkerung bei Vermeidung
einseitiger Bevolkerungsstrukturen hat sich diese Festsetzung nicht als notwendig er-
wiesen.



Im stdwestlichen Geltungsbereich des Ursprungsplans war ein seinerzeit vorhandener
Baum mit einem Erhaltungsgebot festgesetzt worden.

Da der betreffende Baum nicht mehr existiert, geht die Festsetzung nun ins Leere und
wurde aufgehoben.

Anderungen in den Nutzungsschablonen

Zu

In der Nutzungsschablone WA4 wurden die Verweise auf die Festsetzungen 9.3 und
11.4 wegen der Aufhebung der Festsetzungen gestrichen.

In der Nutzungsschablone WA5+WA5a wurde WA5a wegen der Aufhebung der Ge-
bietskategorie und die Verweise auf die Festsetzungen 9.4 /11.4/11.10 und 15 wegen
der Aufhebung der Festsetzungen gestrichen. Der Verweis auf die Festsetzung 11.9
wurde neu aufgenommen um auf das entsprechende Anpflanzgebot zu verweisen.
Ebenso wurde der Verweis auf die korrigierte Festsetzung 9.2 neu aufgenommen.

In der Nutzungsschablone GEF wurde der Verweis auf die Festsetzung 9 gestrichen, da
sie innerhalb dieses Baugebiets nicht zutrifft.

In der Nutzungsschablone GE + GE1 wurden die Verweise auf die Festsetzungen 5.3
und 9 gestrichen, da sie innerhalb dieser Baugebiete nicht zutreffen.

Die Nutzungsschablone JFZ wurde wegen des Entfalls der Gebietskategorie gestrichen.

Neu wurde die Nutzungsschablone MI1 aufgenommen.
Sie wurde notwendig, da sich die Mischgebiete hunmehr durch teilweise Mindesttrauf-
hohen unterscheiden und daher zu gliedern sind.

andernde Kennzeichnungen und Darstellungen ohne Normcharakter

Im norddéstlichen Bereich des Ursprungsplans war eine ehemalige Tankstelle als Flache
gekennzeichnet, deren Bdden erheblich mit umweltgefdhrdeten Stoffen belastet sind
oder der Verdacht besteht.

Da die Flache der ehemaligen Tankstelle bereits untersucht und entsprechend saniert
wurde, bestand keine Veranlassung die Kennzeichnung beizubehalten. Sie wurde auf-
gehoben.

Ebenso wurde mit dem Randbereich und der Abstandsflache im Umfeld der wilden De-
ponie des ehemaligen Kraftverkehrs Ostseetrans im Suden des Ursprungsplans verfah-
ren.

Bei den 1997 durchgefiihrten Untersuchungen im Randbereich der Deponie wurden
keine auffalligen Schadstoffkonzentrationen festgestellt.

Die Kennzeichnung der Flachen, deren Bdden erheblich mit umweltgefahrdenden Stof-
fen belastet sind oder der Verdacht besteht, entfallt daher.

Uber den gesamten Geltungsbereich des Ursprungsplans verteilt, waren Grundwasser-
messstellen dargestellt.

Diese Grundwassermessstellen sind vollstandig demontiert worden. Ein entsprechender
Schutz, deren Erhalt und die geforderte Zuganglichkeit sind gegenstandslos geworden.
Daher entfallt ihre Darstellung.

Eine im sddlichen Bereich neu eingerichtete Grundwassermessstelle in der Nahe des
gekennzeichneten Randbereichs im Umfeld der wilden Deponie des ehemaligen Kraft-
verkehrs Ostseetrans, wurde neu in die Darstellungen aufgenommen.

AulBerhalb des Geltungsbereichs des Ursprungsplans war eine Vorbehaltsflache fir die
Errichtung eines Regenwasserriickhaltebeckens dargestellt und mit entsprechendem
Hinweis versehen.
Aufgrund der zwischenzeitlichen Konkretisierungen im Zuge der ingenieurtechnischen
Ausfuhrungsplanung wurde diese Darstellung gestrichen.
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Im dstlichen Randbereich der Baugebiete, Uberwiegend innerhalb der Flachen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, wurde in der Plan-
zeichnung eine Trinkwasserleitung DN 600 nachrichtlich tbernommen.

Aufgrund der zwischenzeitlich festgestellten Ungenauigkeiten der Lage wurde ein ent-
sprechender Vermerk in die Planzeichnung aufgenommen.

Anderungen im Textteil B, den 6rtlichen Bauvorschriften und den Hinweisen

Die Anderung zweier bisheriger Kerngebiete im zentralen Bereich in Mischgebiete soll
nicht zur Aufgabe der angestrebten Hohenentwicklung der Gebaude in diesem stadte-
baulich bedeutenden Bereich filhren. Daher wurde hier die Gebietskategorie MI1 einge-
fuhrt, fur die die gleichen Hohenfestsetzungen (Mindesttraufhéhe 5.0 m) gelten, wie fir
die dort bislang festgesetzten Kerngebiete.

Mit der Anderung der bisherigen textlichen Festsetzung Nr. 8, Satz 2 wurde auf die Ver-
anderungen der Landesbauordnung (LBauO M-V) reagiert, die unter 8 65 Abs. 1 Nr. 1
Gebaude bis zu 30 m3 den sonstigen genehmigungsfreien Vorhaben zuordnet.

Um die seinerzeit gesicherte und immer noch bezweckte Dimensionierung solcher Ne-
benanlagen aufrechtzuerhalten, wurde diese Festsetzung nach § 14 BauNVO getroffen.

In die Festsetzung 9.2 wurden in der Uberschrift und im Text auch die WA5 und MI1
aufgenommen.

Fur die WADS, die urspringlich als Ml festgesetzt waren, wurde mit der korrigierten Fest-
setzung der alte Regelungsgehalt beibehalten.

Das bereits im Ursprungsplan enthaltene und nun erweiterte WAS erféahrt damit eine
Neuregelung.

Die MI1 waren urspringlich als MK festgesetzt und hinsichtlich der Stellplatzanordnung
wesentlich starker reglementiert.

Diese Festsetzungen dienen der Sicherung gestalterischer und verkehrlicher Mindest-
belange.

Die bisherigen textlichen Festsetzungen 9.3 und 9.4 zu den Stellplatzbereichen wurden
im Zusammenhang mit der Streichung der Stellplatzbereiche in der Planzeichnung auf-
gehoben.

In gleichem Zusammenhang wurde die bisherige Festsetzung 11.4 gegenstandslos und
ebenfalls aufgehoben.

Im Zuge der Aufhebung der Gebietskategorie WA5a und deren Ersatz durch WA2 und
Grunflache im sudostlichen zentralen Teilbereich wurde die textliche Festsetzung 11.10
aufgehoben.

Sie diente der griingestalterischen Begleitung einer Wegeverbindung, die sich nun aber
innerhalb einer Grinflache befindet und entsprechend gestaltet werden kann.

Aufgrund der Klarung zur Lage und Grol3e der notwendigen Regenwasserriickhaltebe-
cken wurde die bisherige Festsetzung 12.1 gestrichen.

Da das Anliegen aber inhaltlich weiterbesteht, wurde die redaktionell Uberarbeitete Fest-
setzung als eigene Festsetzung 12 a eingeflgt.

Aufgrund der Neufassung der zeichnerischen Festsetzungen im 6stlichen Anderungsbe-
reich mit der entsprechenden Festsetzung von Flachen fir die Abwasserbeseitigung
wurde die bisherige Festsetzung 13.1 fiir die Sicherung der Erreichbarkeit gegenstands-
los und entfallt.

Die textliche Festsetzung 13.2 wurde redaktionell so geandert, dass sie der Umwand-
lung von Teilen des bisherigen Baugebiets (WA5) in eine 6ffentliche Grinflache ent-
spricht.

Infolge des Aufhebens der Gebietskategorie WA5a (sozialer Wohnungsbau) in der
Planzeichnung wurde die entsprechende textliche Festsetzung 15. ebenfalls gestrichen.
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Mit der Anderung der bisherigen privaten Griinfliche Zweckbestimmung -Parkanlage-
im Suden in eine offentliche Grunflache gleicher Zweckbestimmung wird die angren-
zende offentliche Grunflache in ihrer Ausdehnung vergréf3ert und eine grofRzigigere
Gestaltung mit entsprechendem Erholungswert ermoglicht. Gleichzeitig werden die
Bedingungen fir eine Beseitigung bestehender baulicher Anlagen verbessert.

Durch die Neuaufnahme einer Festsetzung 17. werden diese Anliegen festgeschrieben.

- Ortliche Bauvorschriften

Die ortliche Bauvorschrift Nr. 1.2 wurde dahingehend gedndert, dass ein Unterschreiten
der Dachneigung von 22° auch auf Hausgruppen (Reihenhauser) ausgedehnt wird.

Mit der Anderung des BuRgeldbetrages in der ortlichen Bauvorschrift Nr. 4 wurde der
Anderung der Gesetzeslage (§ 84 Abs. 3 LBauO M-V und der Wahrung) entsprochen.

- Hinweise

Der bisherige Hinweis 6.1 entféllt, da die Altlastenproblematik weitgehend geklart ist.
Der bisherige Hinweis 6.2 wurde entsprechend aktualisiert.

Im Hinweis Nr. 7. wurde redaktionell auf die Verdnderungen hinsichtlich der Grundwas-
sermessstellen reagiert.
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VII.  Auswirkungen der Plandnderung

Mit den vorliegenden Anderungen wird die Grundkonzeption der Planung nicht beriihrt.
Insgesamt werden bei einer Verringerung der flr bauliche Nutzungen vorgesehenen Flachen
und damit einer Reduzierung der mit der Planung ermdglichten Eingriffe in den Naturhaus-
halt die Flexibilitat, Realisierbarkeit und Bedarfsnahe der Planung verbessert.

Auswirkungen negativer Art sind weder gegentiber der Situation zum Zeitpunkt der Planauf-

stellung des Ursprungsplans noch gegenuber der mit der weitgehend umgesetzten Planung
eingetretenen stadtebaulichen Situation zu erwarten.

Flachenubersicht zu den einzelnen Anderungen

Zentraler Bereich

MI Nord statt MK 2060 m?
MI Sid statt MK 1410 m?2
Kiga/Kita statt JVZ 1650 m?
WA 5 statt Ml dstlich bisheriges JVZ 2840 m2
WA 2 statt Kiga/Kita 2190 m2
Offentliche Griinflache Parkanlage statt GFL im WA 5a 440 m2
Nordwestlicher Bereich

WAL statt privater Grinflache Mietergarten und Verkehrsberuhigter Bereich 200 m2
Private Grunflache Mietergarten statt verkehrsberuhigter Bereich 70 m2
Verkehrsberuhigter Bereich statt 6ffentlicher Grunflache Parkanlage 80 mz2

Norddstlicher Bereich

Regenrickhaltebecken Nord 2150 mz
Bstlicher Bereich

Ml statt GE 1 4070 m?2
Regenriickhaltebecken Ost statt GE 1 und teilweise Malihahmeflache 2880 mz
MafRnahmenflache statt Regenriickhaltebecken und GE 1 3080 mz

Sudlicher Bereich

Offentliche Griinflache Parkanlage statt privater Griinfliche Dauerkleingarten 1900 m2
(1810 m? + 90 m?)

Offentliche Griinflache Parkanlage statt privater Griinflache Parkanlage 4630 m?2

Private Grinflache Hausgéarten statt privater Grinflache Dauerkleingéarten 6560 m2

Sudwestlicher Bereich

WA 5 statt offentlicher Grinflache Parkanlage 400 m2
Verkehrsberuhigter Bereich statt 6ffentlicher Grinflache Parkanlage 100 m2
Gesamt 36710 m?

12



	Mit örtlichen Bauvorschriften
	Angaben zum Ursprungsplan
	Änderungen der Art der Nutzung (in flächenhafter farbiger Darstellung)
	Änderungen in den Nutzungsschablonen
	Zu ändernde Kennzeichnungen und Darstellungen ohne Normcharakter
	Änderungen im Textteil B, den örtlichen Bauvorschriften und den Hinweisen
	Auswirkungen der Planänderung
	Nordwestlicher Bereich
	Nordöstlicher Bereich
	Östlicher Bereich
	Südlicher Bereich
	Südwestlicher Bereich




